Eigenerklarung nach dem
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB)

Institution/Unternehmen:

Ansprechpartner:

Anschrift:

Telefon: Fax:
E-Mail:

. Hiermit erklare/n ich/wir, dass ich/wir

die Ausschlussgrinde nach § 123 und 124 GWB (siehe Anlage) zur Kenntnis
genommen habe/n und diese bei mir/uns nicht vorliegen.

1. Hiermit erklare/n ich/wir, dass ich/wir

in den letzten 2 Jahren nicht aufgrund eines VerstoRes gegen Vorschriften, der zu
einem Eintrag ins Gewerbezentralregister gefuhrt hat, mit einer Freiheitsstrafe von
mehr als 3 Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessatzen oder einer
Geldbuf3e von mehr als 2.500 € belegt worden bin/sind.

Auskunft aus dem Registergericht / Nummer der Eintragung in einem

Gewerbezentralregister. Genehmigungsbehdrde  6ffentlichen Register oder
Geschaftsnummer der

Die Auskunft beim Bundesamt fiir Genehmigungsbehorde

Justiz wird durch die
Vergabestelle eingeholt.

Durch den Bewerber / Bieter ab Rechtsform des Bewerbers / Bieters

einem Angebotspreis von
30.000 € (ohne MwSt.)
auszufillen.

lll.  Sollten Unterauftragnehmer beauftragt werden, so gewahrleiste/n ich/wir, dass auch
bei diesen die unter I. und Il. genannten Ausschlussgriinde nicht vorliegen.

[Ort], [Datum] Unterschrift



Anlage zur Eigenerklarung nach GWB

8 123 Zwingende Ausschlussqgriinde

(1) Offentliche Auftraggeber schlieBen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des

Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine

Person, deren Verhalten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskraftig

verurteilt oder gegen das Unternehmen eine GeldbufRe nach § 30 des Gesetzes uber

Ordnungswidrigkeiten rechtskraftig festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach:

1. 8129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), 8§ 129a des Straf-
gesetzbuchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs
(Kriminelle und terroristische Vereinigungen im Ausland),

2. 889c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an
einer solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in
Kenntnis dessen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet
werden oder verwendet werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des
Strafgesetzbuchs zu begehen,

3. 8261 des Strafgesetzbuchs (Geldwéasche; Verschleierung unrechtmaf(ig erlangter
Vermogenswerte),

4. 8§ 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der
Européischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europaischen Union oder
in ihrem Auftrag verwaltet werden,

5. 8§ 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den
Haushalt der Europdaischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Européi-
schen Union oder in ihrem Auftrag verwaltet werden,

6. 8299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschaftlichen

Verkehr),

§ 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandatstragern),

8. den 88 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewéahrung und Bestechung), jeweils
auch in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Auslandische und internationale
Bedienstete),

9. Artikel 2 8 2 des Gesetzes zur Bekampfung internationaler Bestechung (Bestechung
auslandischer Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschéftsverkehr)
oder

10. den 88232 und 233 des Strafgesetzbuchs (Menschenhandel) oder § 233a des
Strafgesetzbuchs (Férderung des Menschenhandels).

(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer GeldbuBBe im Sinne des Absatzes 1

stehen eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbul3e nach den vergleichbaren

Vorschriften anderer Staaten gleich.

(3) Das Verhalten einer rechtskraftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzu-

rechnen, wenn diese Person als fir die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher

gehandelt hat; dazu gehort auch die Uberwachung der Geschéaftsfiihrung oder die sonstige

Ausiibung von Kontrollbefugnissen in leitender Stellung.

(4) Offentliche Auftraggeber schlieRen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des

Vergabeverfahrens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn

1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder
Beitrdgen zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine
rechtskraftige Gerichts- oder bestandskréaftige Verwaltungsentscheidung festgestellt
wurde oder

2. die offentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer
Verpflichtung nach Nummer 1 nachweisen kdnnen. Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn
das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachgekommen ist, dass es die
Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben und Beitrage zur
Sozialversicherung einschlie3lich Zinsen, Sdumnis- und Strafzuschlagen verpflichtet hat.

~
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(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus
zwingenden Griinden des offentlichen Interesses geboten ist. Von einem Ausschluss nach
Absatz 4 Satz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Grinden des
Offentlichen Interesses geboten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhaltnismafig
ware. 8 125 bleibt unberihrt.

8 124 Fakultative Ausschlussgriinde

(1) Offentliche Auftraggeber konnen unter Beriicksichtigung des Grundsatzes der
VerhaltnismaRigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der
Teilnahme an einem Vergabeverfahren ausschlieen, wenn

1. das Unternehmen bei der Ausfihrung offentlicher Auftrdge nachweislich gegen geltende
umwelt-, sozial oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstol3en hat,

2. das Unternehmen zahlungsunfahig ist, Gber das Vermdgen des Unternehmens ein
Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder erdffnet worden
ist, die Eréffnung eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich
das Unternehmen im Verfahren der Liquidation befindet oder seine Téatigkeit eingestellt
hat,

3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Téatigkeit nachweislich eine schwere
Verfehlung begangen hat, durch die die Integritdt des Unternehmens infrage gestellt
wird; § 123 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden,

4. der offentliche Auftraggeber tber hinreichende Anhaltspunkte dafiir verfigt, dass das
Unternehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine
Verhinderung, Einschrankung oder Verfalschung des Wettbewerbs bezwecken oder
bewirken,

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchfiihrung des Vergabeverfahrens besteht, der die
Unparteilichkeit und Unabhéngigkeit einer fiir den o6ffentlichen Auftraggeber tatigen
Person bei der Durchfihrung des Vergabeverfahrens beeintrachtigen kénnte und der
durch andere, weniger einschneidende MafRnhahmen nicht wirksam beseitigt werden
kann,

6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die
Vorbereitung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wetthewerbs-
verzerrung nicht durch andere, weniger einschneidende MalBhahmen beseitigt werden
kann,

7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausflihrung eines friheren
offentlichen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft
erflllt hat und dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer
vergleichbaren Rechtsfolge gefiihrt hat,

8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgriinde oder Eignungskriterien eine
schwerwiegende Tauschung begangen oder Auskiinfte zurlickgehalten hat oder nicht in
der Lage ist, die erforderlichen Nachweise zu Gbermitteln, oder

9. das Unternehmen

a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des offentlichen Auftraggebers in unzu-
lassiger Weise zu beeinflussen,

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzuldssige
Vorteile beim Vergabeverfahren erlangen kdonnte, oder

c) fahrlassig oder vorsatzlich irrefihrende Informationen Ubermittelt hat, die die
Vergabeentscheidung des offentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen
kénnten, oder versucht hat, solche Informationen zu Gbermitteln.

(2) 821 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des

Mindestlohngesetzes und § 21 des Schwarzarbeitshekdmpfungsgesetzes bleiben unberthrt.

Seite 2 von 2 der Anlage



	Eigenerklärung nach dem Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB)
	Formular
	Anlage zur Eigenerklärung nach GWB 


	InstitutionUnternehmen: 
	Ansprechpartner: 
	Anschrift: 
	Telefon: 
	Fax: 
	E-Mail: 
	Registergericht / Genehmigungsbehörde: 
	(Geschäfts-)Nummer: 
	Rechtsform: 
	Ort: 
	Datum: 


